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Diese Seite gibt Autorenmeinungen 
wieder, die nicht mit der Redaktions-
meinung übereinstimmen müssen. 
Brigitte Tag
Beihilfe zur Selbsttötung: Plädoyer
für ein solides neues gesetzliches Fundament
Die Zulässigkeit von Sterbehilfe 
ist ein Thema, das jeden Einzel- 
nen und die Gesellschaft insge- 
samt angeht. Zugleich herrscht 
eine verwirrende Vielfalt an Be-
griffen. Aktive, passive und indi-
rekte Sterbehilfe, Tötung auf Ver-
langen oder Beihilfe zur Selbst-
tötung sind oft kaum voneinander 
abzugrenzen. Recht und Unrecht, 
Strafbarkeit und Straffreiheit lie-
gen häufig nahe beieinander. In 
der Schweiz ist die Teilnahme an 
der Selbsttötung derzeit nur straf-
bar, wenn sie aus selbstsüchtigen 
Beweggründen heraus geschieht. 
Leisten Sterbehilfeorganisationen 
geschäftsmässig Unterstützung, 
gelten die allgemeinen Bestim-
mungen, was zu zahlreichen ethi-
schen Fragen führt. Will man ihre 
Tätigkeit weiterhin zulassen, soll-
ten durch Ergänzung des Straf- 
gesetzbuches (StGB) gesetzliche 
Rahmenvorgaben geschaffen wer-
den. 
Dabei sind folgende Eckpunkte 
von Bedeutung: Die professionel-
le Unterstützung von Selbsttö-
tungen sollte auf infauste Krank-
heiten mit einer voraussichtlichen 
Überlebenswahrscheinlichkeit 
von sechs Monaten beschränkt 
werden. Der urteilsfähige Sterbe-
willige muss über den Verlauf sei-
ner tödlichen Krankheit, deren 
Konsequenzen und über die 
Möglichkeiten, die Folgen etwa 
durch Palliativmedizin abzumil-
dern, aufgeklärt sein. Die notwen-
digen medizinischen Abklärungen 
müssen durch einen Arzt vorge-
nommen werden. Der Sterbewilli-
ge ist darüber zu informieren, dass 
er seinen Entschluss jederzeit 
widerrufen kann. Auch ist zwi-
schen der Beratung und der Unter-
stützung bei der Selbsttötung eine 
Überlegungsfrist von mindestens 
einer Woche einzuhalten. Die 
Unterstützung ist unter der Ver-
antwortung einer Ärztin oder 
eines Arztes fachgerecht zu leis-
ten. Zwar ist dieser Einbezug  für 
die Ärzteschaft, deren primärer 
Auftrag darin besteht, Leben zu 
retten und zu heilen, eine grosse 
ethische Herausforderung, zu der 
kein Arzt und keine Ärztin und 
auch keine Pflegekraft gegen ihr 
Gewissen verpflichtet werden 
kann. Anderseits bedarf es gera- 
de in der Endphase des Lebens 
ärztlicher Sachkunde und ärzt-
licher Ethik, so dass es unverhält-
nismässig wäre, den Sterbewilligen 
dem Risiko einer unnötigen Quä-
lerei durch nicht fachgerechte 
Hilfe auszusetzen. Zudem ist der 
Gefahr der Kommerzialisierung 
von Selbsttötungen entgegenzu-
wirken. 
Diese Punkte könnten in einem 
Straftatbestand geregelt werden, 
dessen Missachtung zu klaren 
Sanktionen führt. Eine solche 
strafrechtliche Lösung darf aber 
nicht zur Fehlvorstellung führen, 
dass damit alle Fragen gelöst wer-
den. Denn das Sterben ist eine 
sehr persönliche Angelegenheit. 
Brigitte Tag ist Strafrechtsprofessorin  
mit Schwerpunkt Medizinrecht und -ethik  
an der Universität Zürich.
Im Vordergrund steht der Mensch: 
Derjenige, dessen Leben sich zu 
Ende neigt, seine Angehörigen, die 
Ärztinnen und Ärzte, die Mit-
glieder der Pflegeteams und der 
Seelsorger. Im Grunde geht es 
einzig und allein um ein men-
schenwürdiges Sterben. Dies aber 
bedeutet, dass gegen den Willen 
des Patienten weder lebensver- 
längernde Massnahmen einge- 
stellt noch aufrechterhalten wer-
den dürfen. Und dass effektive 
Schmerztherapien und eine ange-
messene Sterbebegleitung jedem 
offenstehen müssen. 
Hieraus ergibt sich folgender 
Formulierungsvorschlag zu einem 
revidierten Art. 115 StGB: 
Art. 115 StGB, Verleitung und Beihilfe 
zur Selbsttötung 
1  Wer aus 
a.   selbstsüchtigen Beweggründen 
oder 
b.   geschäftsmässig jemanden zur 
Selbsttötung verleitet oder ihm dazu 
Hilfe leistet, wird, wenn die Selbst- 
tötung ausgeführt oder versucht 
wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder Geldstrafe bestraft.
2   Die Unterstützung zur Selbsttötung 
nach Art. 115 Abs. 1 lit. b ist nicht 
strafbar, wenn 
a.   sie auf ernsthaftes und eindring-
liches Verlangen der sterbewilligen 
Person erfolgt,  
b.   die sterbewillige Person nach ärzt-
lichem Urteil an einer unheilbaren 
Krankheit mit infauster Prognose 
leidet, die voraussichtlich innerhalb 
von 6 Monaten zum Tode führen 
wird;  
c.   die Ärztin oder der Arzt mit der ster-
bewilligen Person persönlich ein 
eingehendes Aufklärungsgespräch 
geführt und sie insbesondere auch 
über palliativmedizinische Mass-
nahmen beraten hat, 
d.   zwischen Aufklärungsgespräch und 
der Unterstützung bei der Selbsttö-
tung mindestens eine Woche ver-
strichen ist, 
e.   die Unterstützung bei der Selbsttö-
tung durch eine zur Berufsausübung 
zugelassene Ärztin oder einen zur 
Berufsausübung zugelassenen Arzt 
geleistet oder unter deren Aufsicht 
erfolgt ist und
f.   im Hinblick auf die Unterstüt- 
zung kein ungebührlicher Vorteil ge-
fordert, gewährt oder genommen 
wird. Keine ungebührlichen Vorteile 
sind der Ersatz von angemessenen 
Aufwendungen, die für die Unter-
stützung der Selbsttötung anfallen, 
sowie geringfügige, sozialübliche 
Vorteile. 
3   Mit Busse wird die Ärztin oder 
der Arzt bestraft, die oder der es 
unterlässt, die Unterstützung zur 
Selbsttötung nach Abs.  zu statis- 
tischen Zwecken der zuständigen 
Gesundheitsbehörde zu melden. Die 
Anonymität der sterbewilligen Per-
son und das Arztgeheimnis bleiben 
gewahrt. 
Als gesichert scheint mir, dass im 
Bereich zwischen Leben und Tod 
ein solides, den neuen Entwick-
lungen angepasstes gesetzliches 
Fundament die Grenze zwischen 
Recht und Unrecht markieren 
sollte. 
Nur unheilbar Kranke mit kurzer Lebenserwartung sollten bei der Selbsttötung unterstützt 
werden dürfen.
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